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Ministerium für Inneres, Kommunales,  
Wohnen und Sport | Postfach 71 25 | 24171 Kiel 

Landesplanung 

Gemeinde Sylt  
Fachdienst 4.2 Bauverwaltung 
Postfach 1664 
25969 Sylt / OT Westerland 
 

nur per Mail an:  

 

Ihr Zeichen: / 
Ihre Nachricht vom: 22.05.2024 

Mein Zeichen: IV 626 
Meine Nachricht vom: / 

 
 
 
 

12. Juni 2023 

 
nachrichtlich: 
 
Landrat des Kreises Nordfriesland 
Fachdienst Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung 
Postfach 11 40 
25801 Husum 

nur per Mail an: planung@nordfriesland.de 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 

im Hause 
 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes zur bedarfsgerechten Weiterentwick-
lung des kommunalen Finanzausgleichs vom 12. November 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 808); 
 

 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 28 der Gemeinde Sylt, Kreis Nordfriesland 

 Frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB – Ihr Schreiben vom 22.05.2024 
 
Mit o. g. Schreiben informieren Sie über die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 der 
Gemeinde Sylt. Planungsziel ist, mit Hilfe der Festsetzung von Sonstigen Sondergebieten 
„Dauerwohnen und Touristenbeherbergung“ die im Plangebiet vorhandene Mischung von 
Dauerwohnungen und Ferienwohnungen nachhaltig zu sichern und differenziert zu steu-
ern. Das Plangebiet ist gekennzeichnet durch eine Nutzungsmischung von Dauerwohnun-
gen und Ferienwohnungen. Zunehmend werden jedoch vorhandene Dauerwohnungen 
und vorhandene Ferienwohnungen in Zweitwohnungen umgewandelt und stehen somit 
dem Dauerwohnen und dem Fremdenverkehr nicht mehr zur Verfügung. Da sich die beab-
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sichtigten Ziele mithilfe der vorhandenen Erhaltungssatzung sowie der Fremdenverkehrs-
satzung und dem älteren Bebauungsplans Nr. 28 nicht im gewünschten Umfang steuern 
lassen, erfolgt die Aufstellung der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28. 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung hat eine Größe von circa 4 ha. Das 
Plangebiet wird durch die Kampstraße im Westen, die Apenrader Straße im Norden und 
den Hoyerweg im Süden begrenzt.  
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Sylt stellt den Plangeltungsbereich als Wohnbau-
fläche dar. Eine Anpassung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Wege der Berichtigung. 
 
Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Sylt wird auf der Grundlage der vorgelegten 
Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung genommen: 
 
Die im Zuge einer solchen Bauleitplanung maßgeblichen Ziele, Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich insbesondere aus dem Landesentwick-
lungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, 
GVOBl. Schl.-H. 2021 Seite 1409) – LEP-Fortschreibung 2021 – sowie dem Regional-
plan für den Planungsraum V (Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747) – RPl V. Darüber hinaus 
ist die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2010 Kapitel 
4.5.1 (Windenergie an Land) vom 06.10.2020 (LEP-Teilfortschreibung-VO, GVOBl. Schl.-
H. Seite 739) – LEP Wind – maßgeblich. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb des baulich zusammenhängenden Siedlungsgebietes des 
Unterzentrums mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums Westerland (Ziffer 6.1 Abs. 1 und 3 
RPl V) innerhalb der Baugebietsgrenze (Ziffer 4.1 Abs. 3 RPl V) sowie in einem Schwer-
punktraum für Tourismus und Erholung (Ziffer 3.7.1 Abs. 1 LEP 2010 bzw. Ziffer 4.7.1 
Abs. 1 LEP-Entwurf 2020). 
Mit dem Planvorhaben soll der vorhandene Bestand an Dauer- und Ferienwohnungen ge-
sichert werden, um eine Verdrängung durch Zweitwohnen zu verhindern. Eine Erweiterung 
über den Bestand hinaus ist nicht vorgesehen. 
Auf dieser Basis wird bestätigt, dass aus landes- und regionalplanerischer Sicht keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen das Planungsvorhaben der Gemeinde Sylt bestehen. 
Insbesondere stehen dem Entwurf der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 der Ge-
meinde Sylt Ziele der Raumordnung erkennbar nicht entgegen. 
 
Es wird begrüßt, dass die Gemeinde mit der vorliegenden Planung Fehlentwicklungen 
durch die Entstehung weiterer Freizeitzwecken dienender Zweitwohnungen verhindern 
und so Dauerwohnraum sichern und die Funktion des Fremdenverkehrs schützen will. 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die För-
derungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme 
nicht verbunden. 
 

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht werden ergän-
zend folgende Hinweise / Anmerkungen gegeben: 
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1. Im Sinne der Rechtssicherheit wird empfohlen, das Erfordernis zur Festsetzung eines 
SO „Dauerwohnen und Tourismusbeherbergung“ – auch im Falle einer Bestandsüber-
planung – nochmal kritisch zu prüfen, da das Ferienwohnen gegenüber der Hauptnut-
zung (Dauerwohnen) im Bestand soweit ersichtlich (noch) nicht gleichwertig bzw. 
gleichgewichtig ausgeprägt ist und das Planungsziel u.a. ausdrücklich darin besteht, 
das Dauerwohnen zu sichern. Die Festsetzung eines Sondergebietes für Dauerwohnen 
und Tourismusbeherbergung kommt nur dann in Betracht, wenn das „Mischverhält-
nis“ von Wohnen und Tourismusbeherbergung in gleichen Teilen oder sogar zu größe-
ren Teilen in der Tourismusbeherbergung vorgesehen und städtebaulich begründet ist. 
Möglicherweise bietet sich vorliegend weiterhin die Festsetzung eines WA mit aus-
nahmsweiser Zulässigkeit von Betrieben des Beherbergungsgewerbes bzw. sonstigen 
nicht störenden Gewerbebetrieben an. 
 

2. Ergänzend wird auf Folgendes hingewiesen: In der Planzeichnung wird die festge-
setzte Art der baulichen Nutzung (hier: sonstiges Sondergebiet) zwecks Darstellung 
der vorhandenen baulichen Anlagen in der Farbe Grau überlagert. In „Grau“ werden in 
der Regel Gewerbeflächen/-gebiete oder Industriegebiete zeichnerisch dargestellt. Der 
Gebäudebestand sollte im Hintergrund (nicht überlagernd) z.B. durch eine Schraffur 
dargestellt werden; um Änderung wird gebeten.  
Hintergrund ist, dass ein Bebauungsplan als Satzung, die Inhalt und Schranken des 
Grundeigentums bestimmt, den Geboten der Bestimmtheit und Normenklarheit ent-
sprechen muss. Welche Regelungen mit welchem Inhalt normative Geltung beanspru-
chen, muss hinreichend deutlich erkennbar sein.  
In den Kartengrundlagen des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation ist die 
Darstellung des Gebäudebestandes grundsätzlich veränderbar und für die Bescheini-
gung einer Vermessungsstelle unerheblich, solange die Vollständigkeit und die Geo-
metrie der Flurstücksgrenzen und der baulichen Anlagen im Vergleich zur aktuellen 
Liegenschaftskarte sowie die Maßstabsgerechtigkeit eingehalten werden. Sollte es zu 
technischen Schwierigkeiten kommen, sind die Anforderungen an die gelieferten Da-
tenformate mit dem Datenlieferanten (dies ist in der Regel das Landesamt für Vermes-
sung und Geoinformation – Vertrieb Geobasisdaten) zu klären. 
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KREIS NORDFRIESLAND 
DER LANDRAT 
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Hauptsachgebiet Planung und GIS 
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Gemeinde Sylt 
-Der Bürgermeister- 
Andreas-Nielsen-Str. 1 
25980 Sylt/ Westerland 
 
 
 
 

 

Ihre Zeichen:  A      

  

    
-     

  e 
 
 

Bebauungsplan Nr. 28, 5. Änd. der Gemeinde Sylt, OT Westerland 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Zusammenfassend für die von mir zu vertretenden öffentlichen Belange und die beteiligten Abtei-
lungen meines Hauses nehme ich zu dem Entwurf wie folgt Stellung: 
 
Stellungnahme der unteren Bauaufsichtsbehörde 
Es bestehen keine bauaufsichtlichen Bedenken. 
Allerdings weise ich darauf hin, dass laut Planzeichenerklärung (sh. Planzeichnung - Teil A) nur 
Doppelhäuser zulässig sein sollen, obwohl das zugehörige Symbol (Nr. 3.1.4. der Anlage zur 
PlanZV) Einzel- und Doppelhäuser zulässt. 
 
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
Der Bebauungsplan hat im Wesentlichen eine planungsrechtliche Absicherung vorhandener Nut-
zungen und baulicher Strukturen zum Ziel. Dem Ergebnis, dass insgesamt nicht von einer arten-
schutzrechtlichen Relevanz für Tiere bei der Änderung des Bebauungsplans auszugehen ist, kann 
gefolgt werden. Durch die getroffenen Festsetzungen sind durch die B-Plan-Änderung keine natur-
schutzfachlichen Verschlechterungen gegenüber der heutigen Situation zu erwarten.  
Bezüglich der vorgelegten Planung bestehen keine naturschutzrechtlichen oder –fachlichen Be-
denken. 
Innerhalb der Pflanzliste der Bäume bitte ich zur Vermeidung von Missverständnissen um Korrek-
tur der Baumart Sorbus intermedia, die mit deutschem Namen Schwedische Mehlbeere heißt, 
nicht Maulbeere. 
 
Stellungnahme des FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung 
Es wird begrüßt, dass die Gemeinde Sylt, OT Westerland mit vorliegender Planung Dauerwohnen 
sichern und Fremdenverkehr steuern möchte. Ich weise dahingehend beratend auf folgendes hin: 
In der Begründung wird erläutert, dass das Plangebiet laut Bestandsanalyse den Charakter eines 
Wohngebietes hat und die Wohnnutzung durch die Vermietung von Wohnungen an Feriengästen 
ergänzt werden. Daraus lässt sich schließen, dass die Fremdenbeherbergung im Vergleich zu dem 




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Sylt, OT Westerland 
 
 
Dauerwohnen eine untergeordnete Nutzung ist. Darüber hinaus wird in der Begründung aufgeführt, 
dass eine deutliche Zunahme von Ferienwohnungen nicht mehr vertretbar wäre und die Belastungs-
grenze hinsichtlich des Tourismus erreicht ist.  
Allerdings sind die textlichen Festsetzungen so formuliert, dass Dauerwohnen und Fremdenbeher-
bergung im gleichen Maße stattfinden und sogar Fremdenbeherbergung als Nutzung überwiegen 
kann. Die vorangestellte Bestandsanalyse und Schlussfolgerungen spiegeln sich somit nicht in den 
textlichen Festsetzungen wieder. Um die vorhandenen Dauerwohnungen zu erhalten, und weiteren 
dringend benötigten Dauerwohnraum zu ermöglichen, sollten die Festsetzungen zu den Ferienwoh-
nungen enger gefasst werden. Bisher ist es zulässig, dass in Gebäuden mit Wohnungen nur Feri-
enwohnungen sind (Ferienhäuser). Eine Dauerwohnung pro Gebäude ist nicht zwingend vorge-
schrieben und ermöglicht somit, dass die überwiegende Nutzung in dem Plangebiet die Fremden-
beherbergung wird. Wenn die Gemeinde diese Entwicklung ermöglichen möchte, wären dahinge-
hend weitere Ausführungen in der Begründung notwendig. 
 
Da den Erfordernissen des Klimaschutzes gem. § 1a (5) BauGB explizit Rechnung zu tragen ist und 
diese auch in der Abwägung zu berücksichtigen sind, sollte auch in der Begründung darauf einge-
gangen werden. Es wird dahingehend begrüßt, dass Anlagen zur Energiegewinnung ermöglicht wer-
den und nachhaltige Festsetzungen zu befestigten Flächen wie Stellplätze, Zuwegungen und Ter-
rassen sowie Pflanzung von Bäumen getroffen werden.   
 
 
Von den anderen beteiligten Abteilungen meines Hauses wurden keine Anregungen gemacht. 
 
Eine Kopie meiner Stellungnahme werde ich an das Innenministerium in Kiel zur Kenntnisnahme 
senden. 
 
Im Auftrag 
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Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein
Brockdorff-Rantzau-Str. 70 | 24837 Schleswig

Obere Denkmalschutzbehörde
Planungskontrolle

Gemeinde Sylt 
Fachbereich 4 Umwelt und Bauen
Fachdienst 4.2 Bauverwaltung
z-Hd. Frau Berit Spiegel
Postfach 1664 
25969 Sylt / OT Westerland

Ihr Zeichen: /
Ihre Nachricht vom: 22.05.2024/

Mein Zeichen: Sylt-Westerland-Bplan28-Änd5/
Meine Nachricht vom: /

Schleswig, den 22.05.2024

Gemeinde Sylt / Ortsteil Westerland
5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 im Ortsteil Westerland
Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein

Sehr geehrt

wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 
2 DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vorliegenden Pla-
nung feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planun-
terlagen zu.
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet,
hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbe-
hörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigen-
tümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf o-
der in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Ent-
deckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichte-
ten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die 
Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile 
oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB
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Landeskriminalamt Schleswig-Holstein 
Mühlenweg 166  |  24116 Kiel 

LKA, Abteilung 3, Dez. 33 (Kampfmittelräumdienst) 

 Ihr Zeichen: / 
Ihre Nachricht vom: 22.05.2024 

Mein Zeichen: 2024-B-150 
Meine Nachricht vom:  

 
  

 
 
 

 

 

22.05.2024 
 

B-Plan 28, 5. Änderung, Sylt/Westerland 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

in der o. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschließen. 

Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom 

und Straßenbau ist die o. a. Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes 

Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen.  

Die Untersuchung wird auf Antrag durch das 

     Landeskriminalamt 

Dezernat 33, Sachgebiet 331 

Mühlenweg 166 

24116 Kiel  

durchgeführt. 

Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich frühzeitig mit dem 

Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und 

Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen werden können. 

 
Mit freundlichen Grüßen  
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AG-29 
Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein 

Landesnaturschutzverband - AG Geobotanik - Faunistisch-Ökologische Arbeitsgemeinschaft 

Landesangelverband - Landesjagdverband – Schleswig-Holsteinischer Heimatbund 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald – Schutzstation Wattenmeer - Verein Jordsand 

Tel.: 0431 / 93028,    Fax: 0431 / 92047,    eMail: AG-29@LNV-SH.de,    Internet: www.LNV-SH.de 

 

AG-29, Burgstraße 4, D - 24103 Kiel 

 

 
Gemeinde Sylt 

FB Umwelt und Bauen 

Postfach 1664 

25969  Sylt / OT Westerland 

 

 

 

Ihr Zeichen / vom  Unser Zeichen / vom Kiel, den 02.07.2024 

     -    / 23.05.2024     Sr 572 /2024  

 

Gemeinde Sylt 

5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 28 für das Gebiet nördlich Boy-Truels-Straße 

und Hoyerweg, östlich Kampstraße, südlich Apenrader Straße und westlich Wen-

ningstedter Weg mit Ausnahme des Schulzentrums und der Grundstücke Apenrader 

Straße 28a+b und 30a-c, Wenningstedter Weg 41a-c, sowie Apenrader Straße 14 und 

Kollundweg 20, 22 und 24 im Ortsteil Westerland. 

-Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen zu vorstehend genannter Planung. 

 

Die in der AG-29 zusammengeschlossenen Naturschutzverbände verweisen hinsichtlich des 

Umfanges und des Detaillierungsgrades der Umweltprüfung auf die in § 2 (4) und § 2a (2) 

BauGB sowie in der Anlage 1 des BauGB festgelegten Standards. 

 

Die AG-29 behält sich vor, im weiteren Verfahren umfassend vorzutragen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
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